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Oekumene zum Klimagipfel:
Keine Klimagerechtigkeit ohne
indigene Völker

Kirchen und Gruppen aus verschiede-
nen christlichen Traditionen bereiten
sich auf die nächste UNO-Klimakonfe-
renz (COP26) im November in
Glasgow vor. Am 13. Mai organisierten
sie im Rahmen der “Globalen Aktion
und des Gebets für Klimagerechtigkeit”
ein Webinar mit dem Titel  "Erhebt
eure Glaubensstimme für Klimagerech-
tigkeit". Es beleuchtete die Nationalen
Pläne für den Klimaschutz (NDC).

In seiner Eröffnungsansprache auf
der Veranstaltung des Weltkirchenrates
bekräftigte Erzbischof Mark Mac
Donald von der Anglikanischen Kirche
von Kanada, dass es „keine Klimage-
rechtigkeit ohne indigene Völker geben
kann.“ Indigene Völker können eine
entscheidende Rolle bei der Abschwä-
chung des Klimawandels spielen.
Gemeinschaftsland und Wälder, die von
indigenen Völkern geschützt werden,
sind bedeutende ‘Kohlenstoffsenken‘.
Daher könnte der Schutz der Rechte
indigener Völker auf ihr angestammtes
Land die Bemühungen der Staaten
unterstützen, ihre Verpflichtungen aus
dem Pariser Abkommen zu erfüllen.

Riesige Lücke

Die NDCs gelten als das Herzstück des
Pariser Abkommens und sollen auf der
COP 26 überprüft werden. 

Bei der Vorstellung des aktuellen
Stands der NDCs betonte Athena
Peralta, OeRK-Programmbeauftragte
für ökonomische und ökologische
Gerechtigkeit, dass „es immer noch
eine riesige Lücke  gibt zwischen dem,
wo wir stehen, und dem, wo wir sein
sollten.“ 

Nach Schätzungen des UNO-
Umweltprogramms müßten die Länder
ihre NDC-Ambitionen um das Drei-
fache erhöhen, um die globale Erwär-
mung auf etwa 2° C zu begrenzen, und
um das Fünffache, um das relativ siche-
rere 1,5° C-Ziel zu erreichen.

Peralta zitierte  auch die Ergebnisse
des Berichts zur Emissionslücke 2020,
der feststellte, dass die Auswirkungen
der COVID-19-Maßnahmen zur wirt-
schaftlichen Erholung bis zu einem
Viertel der Emissionen im Jahr 2030
einsparen und die langfristigen Ent-
wicklungspfade zur Begrenzung der
globalen Erwärmung auf 1,5° C beein-
flussen könnten, wenn diese zu einer
strukturellen Veränderung der Wirt-
schaft führen.  
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Indigene aus den beiden Amerikas auf dem Weg zu einer Konferenz der Vereinten
Nationen in Genf
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AUS DEM INHALT

Indigene Gemeinschaften:
Spiritualität und Kampf 

Frankreich: 
Grüne Kirchenbewegung

Gleichgeschlechtlich Liebende:
Religiöse gegen
Konversionstherapie

Religionsfreiheit:
Bericht des US-Außenministeriums

Rassismus: 
Auch bei NGO’s

Weltklimarat:
Warnung vor irreversiblen Folgen 

Zukunft des Planeten: 
Nobelpreisträger drängen 

Aus Netzen und Bewegungen

Bayern:
Brennende Situation

Württemberg:
Das Beste von Pfingsten

Oekumenisches Netz in
Deutschland:
Gemeindeorientierung

Freundeskreis des Plädoyer:
Potter’s klare Stellungnahmen 

Kreuzweg für die Schöpfung: 
Bis zur Tagebaukante

Christlich-Muslimische
Friedensinitiative Deutschland: 
BotInnen des Friedens

Church and Peace:
Gottesbilder und Gewaltfreiheit

Versöhnungsbund:
Klimagerechtigkeit jetzt
aktiv - gewaltfrei  - revolutionär
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Indigene Gemeinschaften:
Spiritualität, Nachhaltigkeit
und Kampf um
Selbstbestimmung 

Indigene Führungspersonen aus allen
Teilen der Welt vom Polarkreis bis zum
Amazonasdschungel, vom Südosten der
Vereinigten Staaten bis zu den entle-
gensten Stammesgebieten in Papua,
Neuguinea, kamen zusammen, um
darüber nachzudenken, wie Kapitalis-
mus, Kolonialisierung und Christentum
zur Marginalisierung und Ausbeutung
ihrer indigenen Gemeinschaften beige-
tragen haben. Christen und Christinnen
sind aufgerufen, zuzuhören, zu lernen
und in Solidarität mit diesen Gemein-
schaften zu stehen, wenn sie eine nach-
haltigere Vision für eine neue
Ökonomie des Lebens vorschlagen.

Die Verantwortlichen nahmen am 22.
April an einem Webinar teil, das vom
Lutherischen Weltbund (LWB), dem
OeRK, der Weltgemeinschaft Refor-
mierter Kirchen, dem Weltrat der
Methodisten und dem Rat für Welt-
mission veranstaltet wurde. Das Ziel,
einheimische Perspektiven zu Spiritua-
litäten und alternativen Lebensstilen
anzuhören, ist Teil der Arbeit der
Initiative Neue Internationale Finanz-
und Wirtschaftsarchitektur (NIFEA).

Die Online-Konversation zum
Thema “Indigene Völker und die
Ökonomie des Lebens: Spiritualität,
Land und Selbstbestimmung” wurde
von Pfr. Chebon Kernell moderiert,
einem traditionellen Muscogee-
Praktiker und Direktor der Native
American Ministries für die United
Methodist Church (USA). Er hob her-
vor, wie viele indigene Frauen und

Sprachliche, kulturelle und ökologi-
sche Nachhaltigkeit

Im Süden der USA, in den Gebieten,
die heute als Alabama und Georgia be-
kannt sind, kämpft das Volk der
Muscogee ebenfalls um die Verteidi-
gung seiner Heimat, seiner Sprache und
traditionellen Lebensweise. Die Musco-
gee wurden 1836 gewaltsam von ihrem
angestammten Land vertrieben, erin-
nert sich Marcus Briggs-Cloud, Co-
Direktor eines Öko-Dorfes namens
Ekvn-Yefolecv, das sich für sprachliche,
kulturelle und ökologische Nachhaltig-
keit einsetzt. Die BewohnerInnen leb-
ten in einer Einkommensgemeinschaft
und nutzen natürliche Baumethoden,
erneuerbare Energien und regenerative
Landwirtschaft als ‚Akt des Wider-
stands‘ gegen die kapitalistische Kultur.

„Unsere Sprachen kommen aus der
Mode, weil wir keine Worte für kapita-
listische Konzepte haben, die im Ge-
gensatz zum traditionellen Ethos unse-
rer Vorfahren stehen“, so Briggs-Cloud
weiter. Anstatt zu versuchen, „sich an-
zupassen“, versuchen wir „eine Gesell-
schaft zu schaffen, in der unsere
Sprache am besten funktioniert“. So
würden auch die traditionellen jährli-
chen Zeremonien praktiziert, die nötig
seien „um unsere Beziehungen zur
natürlichen Welt zu erneuern“.

Narrative des Überlebens

Elvira Rumkabu, die sich für die
Belange der indigenen Papua einsetzt,
sprach über den Kampf für Gerechtig-
keit und Selbstbestimmung ihrer Ge-
meinschaft in der indonesischen Pro-
vinz West-Papua. Viele Indigene sind
von ihrem Land geflohen, um der Ge-
walt zu entkommen, stellte sie fest,
während „andauernde Menschenrechts-
verletzungen das Leben der Menschen
sogar in ihren eigenen Häusern in Ge-
fahr bringen.“ West Papua sei reich an
natürlichen Ressourcen, fuhr sie fort,
aber dieser Reichtum ist „sowohl Segen
als auch Fluch“, weil die indigene Be-
völkerung nur sehr begrenzt Kontrolle
oder Zugang zu diesen Ressourcen
hat.“ 

„Das vorherrschende Narrativ ist das
des Überlebens“, so Rumkabu und
wies darauf hin, dass ein aktueller
Bericht von Greenpeace International
(„Lizenz zum Abholzen“) vor schlim-
men Umweltfolgen warnt, wenn Indo-
nesien mit der Abholzung für die
Palmölproduktion fortfahre. Ein großes
Problem für indigene Gemeinschaften
sei, dass „traditionelle Philosophien
und Praktiken beiseitegeschoben wer-
den“, unter dem Vorwand, dass „loka-
les Wissen als nicht geeignet für den
Aufbau von Nationen angesehen wird“.

Männer Gewalt, Drohungen und sogar
den Tod erlitten haben, „weil sie ein-
fach nur Nein“ zu Industrien sagten,
die ihre traditionellen Lebensweisen zu
entwurzeln suchen.

Besorgnis über ‚grünen Kolonialis-
mus‘

Pastorin Mari Valjakka von der
Evangelisch-Lutherischen Kirche Finn-
lands, erläuterte, wie Pläne zur Er-
schließung der arktischen Region,
bekannt als Lappland, die Lebens-
grundlage ihres einheimischen Sámi-
Volkes zu zerstören drohen. Sie zog es
vor, den Begriff Sámi zu verwenden,
um diese Region Finnlands, Norwe-
gens, Schwedens und der russischen
Kola-Halbinsel zu beschreiben. „Tou-
risten sind wichtig für uns“, sagte sie,
„und besonders jetzt, wo der Reisever-
kehr eingeschränkt ist, leiden wir wirk-
lich.“ “Aber der Tourismus und andere
Formen der Entwicklung müssen auf
eine Art und Weise nachhaltig sein, die
nicht die Umwelt oder das traditionelle
Leben bedroht. Unsere Heimat ist kein
Ödland, das darauf wartet, benutzt und
mißbraucht zu werden”. “Für uns ist
die Wildnis die Natur, die heilig ist,
unser Schutz, unsere Kirche, unser
Zuhause, die Quelle des Lebens für
jedes Geschöpf Gottes, das hier lebt.“

„Es kann keine Klimagerechtigkeit
ohne Gerechtigkeit für indigene Völker
geben“, unterstrich sie und fügte
hinzu, dass die Besorgnis über den
„grünen Kolonialismus“ die „aktuellen
Trends der Entwicklung erneuerbarer
Energien mit dem historischen Prozeß
der Enteignung und Unterwerfung ver-
bindet, der dem samischen Volk in der
Vergangenheit zugefügt wurde.“
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Auf einem Kirchentreffen der Samen in Arviesjavrrie/Arvidsjaur, Schweden
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Von der Kolonisierung zur Befähi-
gung von Gemeinschaften

Aus Asien, Afrika und Lateinamerika
berichteten Vertreter indigener Völker
über den Kampf, die von Generation zu
Generation weitergegebenen Traditio-
nen und spirituellen Weisheiten für
zukünftige Generationen zu bewahren.
Jocabed Solano, eine indigene Theolo—
gin und Aktivistin aus dem Volk der
Gunadale in Panama, sprach von der
Art und Weise, wie katholische und
protestantische Kirchen zur „spirituel-
len Kolonisierung“ ihres Volkes beitru-
gen, indem sie Bemühungen unter-
stützten, sie zu „zivilisieren“, indem sie
ihre Sprache, Kleidung und traditionel-
len Zeremonien unterdrückten.“
„Nicht das gesamte Christentum unter-
stützt koloniale Ideologien, aber selbst
heute können wir sehen, wie einige
theologische Institutionen indigene
Menschen unterdrücken.“ 

Der Journalist Leonardo Tello, der
einen Radiosender im peruanischen
Amazonasgebiet betreibt, sprach eben-
falls über die Verbindungen zwischen
Kolonialismus, Christentum und kapi-
talistischen Ideologien für das Volk der
Kukama. Als der Kautschukboom im
19. Jahrhundert begann, sagte er, „war
die Kirche ein Komplize bei diesem
gewaltsamen Einzug des Kapitalismus.“
Die Kolonisatoren waren nicht in der
Lage zu verstehen, „was ausgeglichene
Beziehungen für unser Volk seit
Hunderten von Jahren bedeutet
haben.“ Es werde für das Christentum
von entscheidender Bedeutung sein,
offen zu werden für die indigene Art,
die Welt zu verstehen, einschließlich
einer harmonischen Beziehung zu
Mutter Erde – oder Mutter Fluß für
diejenigen, die in Amazonien leben. 

Der anglikanische Bischof Rex Reyes
von den Philippinen, erster indigener
Generalsekretär des Nationalen Kir-
chenrates seines Landes, schloß mit
einem Aufruf an die Kirchen, „zu
Plattformen für indigene Menschen zu
werden, um ihre Geschichten zu erzäh-
len und ihre Anliegen vorzubringen.“ 

Transformativen Vision eines Lebens
in Fülle für alle

Pfarrer Dr. Sivin Kit vom Lutherischen
Weltbund, schloß sich an: „Wir brau-
chen die Beteiligung und die Weisheit
der indigenen Völker. Unser öffentli-
ches Zeugnis erfordert einschneidende
Kritik in Verbindung mit konstrukti-
ven, ganzheitlichen Wegen nach vorn.
Beides ist Teil der Gestaltung der trans-
formativen Vision und Wirklichkeit
eines Lebens in Fülle für alle.“

Gewalt gegen
gleichgeschlechtlich Liebende:
Religiöse Allianz gegen
Konversionstherapie 

Über 370 religiöse Führungspersonen
aus der ganzen Welt haben eine
Deklaration gegen Gewalt an LGBTQI
-Menschen unterzeichnet. Sie ruft die
Länder dazu auf, die Kriminalisierung
von sexuellen Orientierungen zu been-
den. Gewalt gegen homo- oder transse-
xuelle Menschen soll verurteilt werden. 

Menschen aus verschiedenen Reli-
gionsgemeinschaften und 35 Ländern
haben die Deklaration unterzeichnet,
darunter Christen, Juden, Muslime,
Hindus und Sikh. Die Deklaration hält
fest, dass „alle Menschen aller sexuellen
Orientierungen, Geschlechtsidentitäten
und geschlechtlichen Ausdrucksformen
Teil der Schöpfung und Teil der natür-
lichen Ordnung“ seien. Zudem wird
Bedauern darüber geäußert, dass
“bestimmte religiöse Lehren im Laufe
der Jahrhunderte oft tiefes Leid und
Beleidigungen für Lesben, Schwule,
Bisexuelle, Transgender, Queers und
Intersexuelle verursacht haben und wei-
terhin verursachen“. 

Klimakrise: 
Industrienationen droht
Billionenschaden

Die Folgen des Klimawandels könnten
die sieben wichtigsten Industriestaaten
(G7) viele Billionen Dollar kosten.
Ohne ehrgeizige Maßnahmen zur
Bekämpfung der Klimakatastrophe
werde die jährliche Wirtschaftsleistung
dieser Staatengruppe im Jahr 2050 um
durchschnittlich 8,5 Prozent gedrückt.

Dieses Resultat geht aus einer
Untersuchung der Entwicklungsorga-
nisation Oxfam hervor. Der Verlust
beliefe sich insgesamt auf 4,8 Billionen
Dollar, was doppelt so hoch wäre wie
die Folgen der Corona-Pandemie, die
das BIP der G7-Länder um durch-
schnittlich 4,2 Prozent einbrechen ließ.
Oxfam beruft sich bei seiner Berech-
nung auf eine Analyse des Rückver-
sicherers Swiss Re. 

Danach droht der Weltwirtschaft
durch Klimawandel ein BIP-Verlust von
bis zu 18%, zeigt eine Streßtest-Analyse
des Swiss Re Instituts  mit Hauptsitz in
Zürich.

Der Neue Climate Economics Index
mißt anhand von Streßtests die
Auswirkungen des Klimawandels auf 48
Länder, die 90% der Weltwirtschaft aus-
machen, und bildet ein Klimaresilienz-
Ranking. 

Das SwissRe-Institut hat in einem
Streßtest anhand von vier verschiede-
nen Szenarien zum Temperaturanstieg
untersucht, wie stark 48 Länder durch
die Folgen des Klimawandels wirt-
schaftlich belastet würden. Da die glo-
bale Erwärmung die Auswirkungen
wetterbedingter Naturkatastrophen ver-
schärft, kann sie im Laufe der Zeit zu
erheblichen Einkommens- und
Produktivitätseinbußen führen. So kann
etwa durch den steigenden
Meeresspiegel Land verloren gehen, das
sonst produktiv genutzt werden könn-
te, und Hitzebelastung kann zu
Ernteausfällen führen. Schwellenländer
in äquatorialen Regionen wären am
stärksten von steigenden Temperaturen
betroffen. Thierry Léger, Chairman
Swiss Re Institute: „Das Klimarisiko
betrifft jedes Land, jedes Unternehmen
und jeden einzelnen Menschen. Bis
2050 wird die Weltbevölkerung auf fast
10 Milliarden anwachsen, und dies vor
allem in Regionen, die vom
Klimawandel am stärksten betroffen
sind. Gleichzeitig sind Natur- und
Ökosystemleistungen, von denen ein
enormer wirtschaftlicher Nutzen aus-
geht, akut bedroht, wie unser Bio-
diversitätsindex von September 2020
zeigt. Klimawandel und Artensterben
sind zwei eng verknüpfte Herausforde-
rungen.“

Climate Economics Index bewertet
Klimaresilienz von Ländern

Das Swiss Re Institute hat nicht nur die
wirtschaftlichen Folgen untersucht, die
den einzelnen Ländern durch
Klimarisiken drohen, sondern auch ihre
Gefährdung durch extrem trockene und
nasse Wetterbedingungen. Eine weitere
Frage lautete, inwieweit die Länder in
der Lage sind, die Auswirkungen des
Klimawandels zu bewältigen. Insgesamt
ergibt sich aus diesen Ergebnissen ein
Länderranking nach Widerstandsfähig-
keit gegenüber den Auswirkungen des
Klimawandels. Wie bei der BIP-
Auswirkungsanalyse sind oft am stärks-
ten die Länder betroffen, die über die
geringsten Ressourcen verfügen. Stark
gefährdet sind in diesem Zusammen-
hang Malaysia, Thailand, Indien, die
Philippinen und Indonesien. Am
geringsten ist die Gefahr für Industrie-
länder der nördlichen Hemisphäre,
darunter die USA, Kanada, die Schweiz
und Deutschland. 

Jérôme Haegeli, Chefökonom von
SwissRe mahnt: “Der Klimawandel ist
ein systemisches Risiko, das sich nur auf
globaler Ebene bewältigen läßt. Doch
bislang geschieht zu wenig. Die
Bemühungen von Staaten und Privat-
wirtschaft, Netto-Null-Ziele zu errei-
chen, müssen transparent offengelegt
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werden. Nur wenn öffentlicher und pri-
vater Sektor an einem Strang ziehen,
kann der Übergang zu einer kohlen-
stoffarmen Wirtschaft gelingen. Damit
Finanzmittel in gefährdete Länder flie-
ßen, ist weltweite Zusammenarbeit
gefragt.” “Unsere Analyse zeigt, was
Investitionen in eine Netto-Null-Öko-
nomie bringen. Würden etwa die jährli-
chen globalen Infrastrukturinvestitio-
nen von 6,3 Billionen US-$ um nur
10% erhöht, könnte der durchschnittli-
che Temperaturanstieg auf unter 2°C
begrenzt werden. Dies ist nur ein
Bruch-teil des globalen BIP-Verlusts,
der uns droht, wenn wir nicht entschie-
den handeln. Im Rahmen ihrer Finanz-
berichterstattung sollten alle Institute
regelmäßig offenlegen, wie sie die Ziele
des Pariser Abkommens und Netto-
Null-Emissionen erreichen wollen.”

Die Szenarioanalyse des Swiss Re
Institute nutzt Erkenntnisse aus einem
bestehenden Modell von Moody‘s Ana-
lytics, das die schleichenden Auswir-
kungen des Klimawandels im Zeitver-
lauf quantifiziert sowie aus einer Studie
der Weltbank, die sogenannte “Wir-
kungskanäle” benennt, etwa die Aus-
wirkungen steigender Temperaturen
auf die Produktivität. 

Globales Oekumenisches
Theologische Institut (GETI):
„Die Liebe Christi überwindet
(wieder) Grenzen“

Die Internationale Planungsgruppe des
OeRK für das Globale Oekumenische
Theologische Institut (GETI) traf sich
am 7. Juni, um die Pläne für das GETI
2022 weiter zu konkretisieren, und
unter dem Thema “Christi Liebe über-
windet (wieder) Grenzen” steht.
Die Teilnehmenden arbeiten an Lehr-
plan und Methodik, Studienmaterialien
und einem Gebetsheft.

Das GETI will etwa 170 junge Theo-
logInnen und DozentInnen aus einem
breiten Spektrum christlicher Traditio-
nen und allen acht Regionen des OeRK
für einen Austausch gewinnen.

Die Präsenzphase findet vom 28.
August bis 8. September 2022 in
Karlsruhe im Rahmen der 11. OeRK-
Vollversammlung statt. 

Die sechs Themen lauten: Healing
Memories (historisch-theologisch);
Kairos für die Schöpfung (ökotheolo-
gisch); Witness from the Margins
(praktisch-diakonisch); Engaging with
Plurality (interkulturell-interreligiös);
Body Politics: Body, Health and
Healing (Just Relations); 4th Industrial
Revolution & Artifical Intelligence:
Human Identity in the Context of
Global Digitisation (Special Plenary).

China/Xinxiang: 
Bischof, Priester und Semina-
risten verhaftet

Innerhalb von nur zwei Tagen wurde
fast das gesamte kirchliche Personal der
apostolischen Präfektur von Xinxiang
durch eine Operation der Polizeikräfte
der Provinz Hebei Opfer der
Staatsmacht.  Am 21. Mai wurde der
katholische Bischof Msgr. Zhang
Weizhu, am Tag zuvor sieben Priester
und zehn Seminaristen verhaftet.

Am frühen Nachmittag des 20. Mai
umstellten mindestens 100 Polizisten
der Provinz Hebei das Diözesanseminar
in Shaheqiao, eine kleine Fabrik, die
einem Katholiken aus Hebei gehörte.
Die Polizei drang in das Gebäude ein
und verhaftete vier Priester, Seminar-
professoren und drei weitere Priester,
die in der Seelsorge tätig sind. Zusam-
men mit ihnen wurden 10 Seminaristen
verhaftet, die den Unterricht in der
Fabrik besuchten.

Aufgrund der Richtlinien der neuen
Verordnung über religiöse Aktivitäten
wurde die Fabrik geschlossen und der
Direktor des Unternehmens verhaftet.
Die apostolische Präfektur von
Xinxiang ist von der chinesischen
Regierung nicht anerkannt.  Daher wer-
den die Aktivitäten der Priester,
Seminaristen und Gläubigen als ‚illegal‘
und ‚kriminell" betrachtet. Nach der
Razzia beschlagnahmten die Polizisten
alle persönlichen Gegenstände der
Priester und Seminaristen.

Abkommen ohne Wirkung

Nach Meinung vieler Beobachter hat
seit der Unterzeichnung des vorläufigen
Abkommens zwischen der Volksrepu-
blik China und dem Heiligen Stuhl die
Verfolgung von Katholiken - insbeson-
dere der inoffiziellen – signifikant zuge-
nommen. Das Abkommen betrifft
eigentlich nur die Ernennung neuer
Bischöfe, hatte aber die Prämisse, dass
alle offenen Fragen, die das kirchliche
Leben betreffen, in der Schwebe blei-
ben und später in einem weiteren
Dialog zwischen den beiden Parteien
behandelt werden sollen. 

Zunahme von Verfolgung

Stattdessen haben die Polizeikräfte
Bischöfe unter Hausarrest gestellt, den
Gläubigen sehr hohe Geldstrafen aufer-
legt, Pfarrer aus den Kirchen verwiesen,
Priester und Seminaristen verhaftet.De
Ereignisse in Xinxiang sind für viele
Kritiker des Abkommens ein weiterer
Beleg für den totalitären Machtan-
spruch der chinesischen Staats- und
Parteiführung.
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Frankreich: 
Grüne Kirchenbewegung 

Die ökumenische Bewegung Eglise
verte (Grüne Kirche) in Frankreich hielt
am Weltumwelttag, dem 5. Juni, ihre
erste Versammlung von lokalen Grup-
pen und Kirchen ab. „Die Eglise verte
ist ein Laboratorium der Innovation
und Kreativität für unser gemeinsames
Haus“, sagte deren Präsidentin, Elena
Lasida, in ihrer Ansprache an die neu
gegründete Vereinigung. Die Bewe-
gung bietet den angeschlossenen Kir-
chen ein Zertifizierungssiegel an, das
Umweltfreundlichkeit bescheinigt.
Über ein Drittel der mehr als 600
Gruppen, die sich dem Netzwerk ange-
schlossen haben, nahmen an dem
Online-Treffen teil

Ursprünglich während der Schöp-
fungssaison 2017 hatte Eglise verte den
Ehrgeiz, innerhalb von drei Jahren 100
lokale Kirchen dazu zu bringen, sich
der Bewegung anzuschließen. Das
Netzwerk wuchs jedoch viel schneller
und hatte am Ende des ersten Jahres
bereits mehr als 150 Gruppen.

OeRK:
Patentschutz aussetzen 
In einer Erklärung hat der OeRK-
Exekutivausschuß die Welt dringend
aufgerufen, zusammenzustehen, um die
„Globale Ungerechtigkeit und Un-
gleichheit zu überwinden und die welt-
weite COVID-19-Pandemie zu bewäl-
tigen“.

Die Erklärung richtet sich an alle die-
jenigen, in deren Macht es stehe, gegen
die schändliche Ungerechtigkeit und
Ungleichheit in der Welt vorzugehen,
die die Pandemie deutlich offenbart hat
„Weil nach wie vor nicht ausreichend
Impfstoff zur Verfügung steht, um den
weltweiten Bedarf zu decken und sich
die Lieferungen des vorhandenen
Impfstoffs auf die Länder konzentrie-
ren, die in der Lage sind, einen hohen
Preis dafür zu bezahlen, schließen wir
uns den Forderungen an, die entspre-
chenden Patente und anderen geistigen
Eigentumsrechte vorübergehend freizu-
geben oder auszusetzen, um die zentra-
le Hürde für eine gesteigerte Produk-
tion und bessere Versorgung mit dem
Impfstoff insbesondere in Ländern, die
derzeit marginalisiert und von einer
angemessenen Versorgung mit den
benötigten Mengen der Impfstoffe aus-
geschlossen sind, zu beseitigen.

Von der Impfstoffversorgung für den
Globalen Süden hängt auch die Teil-
nahmemöglichkeit für Delegierte an der
kommenden Vollversammlung in Karls-
ruhe ab.
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Religionsfreiheit:
Bericht des US-Außenministe-
riums 

Das US-Außenministerium hat China,
dem Iran, Myanmar, Saudi-Arabien
und mehreren weiteren Nationen
schwere Verletzungen der Religions-
freiheit vorgeworfen. Bei der Vorstel-
lung des jüngsten Jahresberich-tes zur
internationalen Religionsfreiheit aus sei-
nem Haus betonte Außenminister
Antony Blinken am 12. Mai in
Washington, Religionsfreiheit sei von
grundlegender Bedeutung für offene
und stabile Gesellschaften. Zahlreiche
Menschen lebten ohne dieses Recht.

Problem Saudi-Arabien

Saudi-Arabien sei die einzige Nation
der Welt ohne eine christliche Kirche,
obwohl mehr als eine Million Christen
in dem Land lebten, sagte Blinken.
Laut Religionsfreiheitsbericht kann
„Gotteslästerung“ in Saudi-Arabien mit
langen Haftstrafen geahndet werden.
Im Iran seien Christen, die vom Islam
konvertiert seien, Drangsalierungen
ausgesetzt. Nicht-Muslime und beson-
ders Angehörige des Bahai-Glaubens
würden diskriminiert und schikaniert.

Fortschritte im Sudan

China begehe Verbrechen gegen die
Menschlichkeit und Völkermord gegen
muslimische Uiguren und andere reli-
giöse und ethnische Minderheiten,
sagte Blinken. Die Regierung von
Myanmar sei verantwortlich für Gräuel-
taten gegen die mehrheitlich muslimi-
sche Minderheit der Rohingya. Sicher-
heitskräfte in Russland drangsalierten
Zeugen Jehovas und Angehörige musli-
mischer Minderheiten.

Positiv vermerkte Blinken rückbli-
ckend auf 2020 die Abschaffung diskri-
minierender Gesetze im Sudan.
Usbekistan habe Hunderte wegen ihres
Glaubens inhaftierte Menschen freige-
lassen.

Zunahme des Antisemitismus

Man erlebe weltweit und auch in den
USA eine Zunahme des Antisemitis-
mus, warnte Blinken. Die Vergangen-
heit zeige, dass Antisemitismus häufig
mit Gewalt einhergehe. 

Antimuslimischer Hass sei zudem ein
„ernsthaftes Problem“ in Europa und
in den USA. 

Die US-Regierung veröffentlicht den
Jahresbericht zur internationalen
Religionsfreiheit jedes Jahr auf Grund
eines Gesetzes von 1998.

Rassismus: 
Auch bei NGO’s

Eine Studie von zivilgesell-
schaftlichen Initiativen bringt
die Ergebnisse eines Work-
shops von 158 Aktiven aus
dem Bereich der Entwick-
lungszusammenarbeit auf den
Punkt: Die Wurzeln auch der
nichtstaatlichen Entwicklungs-
zusammenarbeit (EZ) lägen in
der Zivilisierungsmission der
Kolonialmächte. Heute äußere
sich das in einer professionali-
sierten Hilfsindustrie, in der
international tätige Organisa-
tionen aus dem Norden mit
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gig von der Entwicklung bei den
Treibhausgasemissionen, heisst es.

Der Zusammenbruch ganzer Öko-
systeme, Wasser- und Lebensmittel-
knappheit und Krankheiten als Folgen
der Erderwärmung werden dem
Berichtsentwurf zufolge in den kom-
menden Jahrzehnten immer schneller
zunehmen – auch wenn es den Men-
schen gelingt, ihren Treibhausgasaus-
stoss zu reduzieren. Dabei sei der
Mensch letztlich der grösste Leidtra-
gende der von ihm selbst verursachten
Krise.

Erde kann sich erholen – der Mensch
nicht

“Das Leben auf der Erde kann sich von
einem drastischen Klimaumschwung
erholen, indem es neue Arten hervor-
bringt und neue Ökosysteme schafft”,
heisst es in der 137-seitigen technischen
Zusammenfassung des Berichtsent-
wurfs. “Menschen können das nicht.”

Die Erde hat sich seit dem vorindus-
triellen Zeitalter bereits um 1,1 Grad
erwärmt. Das Pariser Abkommen soll
die Erwärmung auf deutlich unter zwei
Grad, möglichst aber 1,5 Grad
beschränken. Bereits für eine Erwär-
mung um zwei Grad zeichnet der
IPCC-Berichtsentwurf schwerwiegende
globale Folgen für Mensch und Natur.
Derzeit steuert die Erde aber sogar auf
eine Erwärmung um rund drei Grad zu.

“Das Schlimmste kommt erst noch”

Schon in den vergangenen 30 Jahren
hat der Klimawandel den Angaben
zufolge einen globalen Ernterückgang
um vier bis zehn Prozent verursacht. In
Afrika und Südamerika ist der
Rückgang noch deutlicher. Auf die wei-
teren bevorstehenden Veränderungen
ist die Welt den IPCC-Experten zufol-
ge schlecht vorbereitet.

“Das Schlimmste kommt erst noch

Vertreter von Glaubensorganisationen mit OeRK,
LWB und ACT Alliance verlangen auf der COP 25
in Madrid entschiedenes Handeln gegen die
Klimakrise 
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ihren ‚Partnern‘ im Süden ihre Projekte
abwickeln. Diese Partner seien aber in
zahlreichen Fällen nur elitäre Einrich-
tungen ohne Bezug zur Bevölkerung.
Insofern sei die angestrebte lokale
Verankerung in vielen Fällen bloß ein
Feigenblatt, das die wahren Machtver-
hältnisse hinter solchen Partnerschaften
verstecke. Echte Hilfe würde bedeuten,
die Bevölkerung dabei zu unterstützen,
ihre Angelegenheiten selbst zu regeln. 

So äußert sich struktureller Rassismus
in der täglichen Entwicklungszusam-
menarbeit etwa darin, dass lokale Mitar-
beiter und Organisationen sich an die
Standards der internationalen Hilfsin-
dustrie anpassen müssen, nicht aber
weiße Entwicklungshelfer an Erforder-
nisse und Standards vor Ort. Von der
Konzeptentwicklung über Projektan-
träge bis zur Evaluierung – in der EZ ist
alles vom Norden aus gesteuert und der
Süden werde daran ‚beteiligt‘. Die
Studie “Decolonizing Aid” wurde ver-
öffentlicht von Peace Direct aus Lon-
don, African Development Solutions
und der Alliance for Peacebuilding.

Weltklimarat:
Warnung vor irreversiblen
Folgen des Klimawandels

Mehr Hitzewellen, mehr Hunger,
überschwemmte Küstenorte, Arten-
sterben: Ein Verfehlen des 1,5-Grad-
Ziels des Pariser Klimaabkommens hat
nach Einschätzung des Weltklimarates
IPCC “irreversible Auswirkungen auf
Menschen und ökologische Systeme”.

Im Entwurf zu einem umfassenden
IPCC-Bericht gehen die Experten
davon aus, dass eine Erderwärmung um
zwei Grad 420 Millionen Menschen
zusätzlich dem Risiko von Hitzewellen
aussetzt. Zudem sieht der Berichtsent-
wurf bis 2050 ein Hungerrisiko für acht
bis 80 Millionen Menschen zusätzlich.
Das Ausmass dieses Risikos sei abhän-
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und wird das Leben unserer Kinder und
Enkel viel mehr betreffen als unseres”,
heisst es in dem Papier. Bis 2050 wer-
den demnach bei einer Erderwärmung
von 1,5 Grad rund 350 Millionen Be-
wohner von Ballungsräumen wegen
schwerer Dürren unter Wassermangel
leiden. Bei einer Zwei-Grad-Erwär-
mung wären sogar 410 Millionen
Menschen betroffen.

Arme Länder besonders gefährdet

Besonders stark betroffen von den
Klimafolgen sind laut Weltklimarat
arme Länder. Aber auch Europa werde
die Folgen zu spüren bekommen: Die
dortigen Schäden durch Überflutun-
gen würden sich bis zum Ende des
Jahrhunderts auch bei einem hohen
Mass an Anpassungsmassnahmen deut-
lich erhöhen, prognostizieren die Be-
richtsautoren auf Grundlage internatio-
naler Studien. Ausserdem dürfte Euro-
pa dem IPCC zufolge mit mehr Hilfe-
suchenden aus Afrika und zunehmend
mit von Mücken übertragenen Krank-
heiten wie Malaria, Dengue oder Zika
konfrontiert sein.

Darüber hinaus weist der Berichts-
entwurf auf die Gefahr hin, dass soge-
nannte Kipp-Punkte erreicht werden
könnten, ab denen eine massive Be-
schleunigung des Klimawandels nicht
mehr aufzuhalten ist – etwa durch das
Schmelzen des Eisschildes in Grönland
und der Westantarktis.

Jeder Bruchteil zählt

Dennoch betonen die Berichtsautoren,
dass jeder “Bruchteil eines Grads
Erwärmung” zähle. Klimaschutzmass-
nahmen zahlten sich insbesondere in
der zweiten Jahrhunderthälfte aus und
könnten die Menschheit vor dem
Aussterben bewahren. Nötig sei, dass
Individuen, Gemeinden, Unterneh-
men und Regierungen nun einem
Konzept der “Klimagerechtigkeit” folg-
ten, mahnen die Berichtsautoren in
ihrem Entwurf. “Wir müssen unsere
Lebensweise und unseren Konsum neu
definieren.”

Der Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC) wertet für
Entscheidungsträger in aller Welt wis-
senschaftliche Studien zum Klimawan-
del aus und formuliert Schlussfol-
gerungen als Handlungsorientierung
für seine rund 195 Mitgliedstaaten. 

Bei dem rund 4000 Seiten starken
Berichtsentwurf handelt es sich um vor-
läufigen Ergebnisse. 

Die Endfassung des Berichts von
700 Fachleuten, soll nicht vor Februar
2022 veröffentlicht werden. 

Lehrplänen als dringende Angelegen-
heit verankern. 
In einem transformativen, turbulenten
Jahrhundert sollten wir in lebenslanges
Lernen und faktenbasierte Weltanschau-
ungen investieren.

Informationstechnologie

Die Gesellschaften müssen dringend
handeln, um der Industrialisierung von
Fehlinformationen entgegenzuwirken
und Wege zu finden, die globalen
Kommunikationssysteme im Dienste
einer nachhaltigen Zukunft zu verbes-
sern.

Finanzen und Unternehmen

Investoren und Unternehmen müssen
sich Prinzipien der Kreislaufwirtschaft
und der Wiederaufbereitung von Ma-
terialien zu eigen machen und wissen-
schaftsbasierte Ziele für alle globalen
Gemeingüter und essenziellen Ökosys-
temleistungen anwenden. Wirtschaftliche,
ökologische und soziale Externalitäten
sollten fair bepreist werden.

Wissenschaftliche Zusammenarbeit

Es muß mehr in internationale
Netzwerke wissenschaftlicher Einrich-
tungen investiert werden, um eine
nachhaltige Zusammenarbeit in der
interdisziplinären Wissenschaft für glo-
bale Nachhaltigkeit und in der transdis-
ziplinären Wissenschaft zu ermögli-
chen, die verschiedene Wissenssysteme
integriert.

Wissen

Die Pandemie hat den Wert der
Grundlagenforschung für die politi-
schen Entscheidungsträger und die
Öffentlichkeit deutlich gemacht. Das
Engagement für nachhaltige Investi-
tionen in die Grundlagenforschung ist
unerlässlich. Darüber hinaus müssen
wir neue Geschäftsmodelle für die freie
Weitergabe aller wissenschaftlichen
Erkenntnisse entwickeln.

In einem Fazit heißt es: Globale
Nachhaltigkeit bietet den einzig gang-
baren Weg zu menschlicher Sicherheit,
Gerechtigkeit, Gesundheit und Fort-
schritt. Die Menschheit erkennt erst
spät die Herausforderungen und Chan-
cen eines aktiven Umgangs mit dem
Planeten. Politiker und Wissenschaftler
müssen zusammenarbeiten, um die
Kluft zwischen Expertenwissen, kurz-
fristiger Politik und dem Überleben
allen Lebens auf diesem Planeten im
Anthropozän zu überbrücken. 

Zukunft des Planeten: 
Nobelpreisträger drängen zum
Handeln

Unser Planet, unsere Zukunft

Der erste Nobelpreisgipfel fand inmit-
ten einer globalen Pandemie, einer Kri-
se der Ungleichheit, einer ökologischen
Krise, einer Klimakrise und einer Infor-
mationskrise statt. In einem Resultat
heißt es: “Diese länderübergreifenden
Krisen bedrohen die enormen Errun-
genschaften, die wir beim menschlichen
Fortschritt gemacht haben. Es ist be-
sonders besorgniserregend, dass in den
Teilen der Welt, für die viele der sich
verstärkenden negativen Auswirkungen
der globalen Veränderungen prognosti-
ziert werden, auch viele der ärmsten
Bevölkerungs-gruppen der Welt und
indigene Völker leben.”

“Wir müssen unsere Beziehung zum
Planeten Erde neu erfinden”, so stellt
das Papier fest, an dessen Ende sieben
Vorschläge stehen. Sie sollen als
Aufforderung an die global Verantwort-
lichen eine Grundlage für effektives pla-
netarisches Haushalten formulieren.
Die Nobelpreisträger  verlangen:

Politik

• Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) als
Meßgröße für wirtschaftlichen Erfolg
durch Messungen des wahren Wohlbe-
findens von Mensch und Natur ergän-
zen. 
• Erkennen, dass die zunehmenden
Ungleichheiten zwischen Arm und
Reich Ressentiments und Mißtrauen
nähren und den Gesellschaftsvertrag
untergraben, der für schwierige, lang-
fristige kollektive Entscheidungen not-
wendig ist. 
• Erkennen, dass die sich verschlech-
ternde Widerstandsfähigkeit der Öko-
systeme die Zukunft der Menschheit auf
der Erde untergräbt.

Innovation

Wirtschaftliche Dynamik ist für eine
schnelle Transformation notwendig.
Regierungen haben in den letzten 100
Jahren bei der Finanzierung von trans-
formativen Innovationen eine Vorrei-
terrolle gespielt. Das Ausmaß der heuti-
gen Herausforderungen wird eine groß
angelegte Zusammenarbeit zwischen
Forschern, Regierung und Wirtschaft
erfordern - mit dem Fokus auf globale
Nachhaltigkeit.

Bildung

Universitäten sollten Konzepte der pla-
netarischen Verantwortung in allen
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Bei Meldungen aus der internationalen Oekumene wurden in
Ergänzung zu eigenen Recherchen Agentur mel dungen von
OeRK, LWI, RWF, CEC, RNA, RV, epd und KIPA ausgewertet.
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Aus oekumenischen NETZEN

® Rhein-Mosel-Saar

Kapitalismus verstehen und überwin-
den 

Die Projektgruppe „Kapitalismus verste-
hen und überwinden – Versuch einer
Vereinigung freier Menschen für
Gerechtigkeit, Frieden und Bewahrung
der Schöpfung“ hat im Februar 2021
eine erste Veranstaltung mit 50
Teilnehmenden organisiert: Im Fokus
stand die ökologische Zerstörung des
Planeten durch den Kapitalismus. In
den kommenden Monaten soll weiter
anhand dieser Thematik (Grenzen der
E-Mobilität) sowie der Themen „Anti-
semitismus“ und „Globale Lieferketten“
die zu überwindenden Grenzen der
kapitalistischen Gesellschaftsform deut-
lich gemacht werden.

Das Anliegen der Projektgruppe von
KAB und pax christi Trier sowie dem
Oekumenischen Netz Rhein-Mosel-
Saar ist eine Unterbrechung des Alltags
durch Reflexion. Die Teilnehmenden
wollen gemeinsam mit an diesen The-
men Interessierten – in und außerhalb
der Kirchen – unsere kapitalistisch und
patriarchal geprägte Gesellschaft besser
verstehen und darüber nachdenken, wie
sie überwunden werden könnte. Aus
der biblisch-theologischen Tradition
heraus soll dabei zwischen Gott und
Götzen unterschieden werden. 

Kontakt: Oekumenisches Netz Rhein – Mosel – Saar
e.V., Dominik Kloos, Fröbelstr. 9, 56073 Koblenz,
Tel. 0261-89926284, E-Mail: info@oekumenisches-
netz.de, www.oekumenisches-netz.de

® Bayern

Brennende Situation

Das Netz hatte bei der Zoom-
Konferenz am 12.6.2021 zu vier
Kurzimpulsen eingeladen zu den
Themen Gerechtigkeit, Frieden,
Bewahrung der Schöpfung und
Ökumene. 
Die ReferentInnen haben versucht, die
Veränderungen positiv herauszuarbei-
ten. Insbesondere im Umweltbereich
wird notgedrungen in Kirche und
Öffentlichkeit die Bereitschaft größer,
sich der brennenden Situation zu wid-
men. Auch beim Thema Lobbyismus
tut sich endlich etwas. Die
Netzmitglieder haben in Kleingruppen
sich ausgetauscht. 
Den Abschluss bildete ein geistlicher
Impuls. Die Präsentationen und
Ergebnisse finden sich auf der Website
https://oekumenisches-netz-
bayern.de/. 

Über die Kunst, den Kapitalismus zu
verändern

Mit der „Kunst, den Kapitalismus zu
verändern“ – so der Buchtitel des frü-
heren Publik-Forum-Chefredakteurs
Wolfgang Kessler befasst sich das
Oekumenische Netz in Bayern in sei-
nem Internet-Auftritt. Am Beginn steht
eine Abrechnung mit Kapitalismus und
Neoliberalismus, die aufgrund einer un-
begrenzten Wachstums- und Rendite-
Ideologie die Menschheit an den Rand
des Abgrunds gebracht haben. 

Im Anschluss werden Alternativen
vorgestellt: Nicht ein „bedingungslo-
ses”, sondern ein „sozial gerechtes“
Grundeinkommen, ebenso Erfahrun-
gen, die bereits mehrere Jahre mit
Grundeinkommen in Namibia und
Kenia gemacht wurden. Kessler kriti-
siert, dass “das Ziel des Wirtschafts-
wachstums zu einem Fetisch gewor-
den“ ist, dass „der globale Kapitalis-
mus“ den „Kampf aller gegen alle“
durch „Konkurrenz“ und „Spaltung“
„anstachelt und verschärft“ und damit
zur „Bedrohung für demokratische
Systeme weltweit“ wird und dass „zen-
trale Zukunftsprobleme strukturell
bedingt“ sind. Ihm geht es darum, die
große Zahl Menschen bei den notwen-
digen radikalen Veränderungen mitzu-
nehmen. Dann stellt er seine Idee der
„Befreiung vom Diktat der Rendite“
vor und warum und wie öko-fairer
Handel gefördert - und Klimazerstörer
mit finanziellen Aufschlägen versehen
werden sollen. Eine Steuer auf
Finanztransaktionen sowie eine
Anhebung des Spitzensteuersatzes für
Großverdiener sind weitere Elemente
seiner Überlegungen. Am Ende geht er
auch auf die Notwendigkeit einer geis-
tigen Wende ein; er hält eine neue
Wertediskussion für notwendig. 

Operation am offenen Herzen des
Systems

Kessler argumentiert: „Wer den
Kapitalismus verändern will, operiert
am offenen Herzen eines Systems, in
das Millionen, ja sogar Milliarden
Menschen als Unternehmer, Beschäf-
tigte, Sparer, Eigentümer, Mieter,
Erwerbslose oder Verbraucher einge-
bunden sind.“ Er meint: „Wer – mit
guten Gründen – allzu radikal in dieses
Geflecht von Produktion und Konsum
eingreift, schwächt möglicherweise die
Volkswirtschaft, bevor sie neue Stärken
entwickeln kann. Wer – aus ökologi-
schen Gründen berechtigt – den
Ausstieg aus der Autogesellschaft for-

ciert, trägt die volle Last des
Klumpenrisikos. Denn in einer
Wirtschaftskrise werden Millionen ver-
unsicherte Beschäftigte oder gar
Erwerbslose kaum zur Vorhut einer
antikapitalistischen Revolution, son-
dern eher zur Reservearmee für rechte
Rattenfänger. 

Notwendig ist eine Politik, der lang-
samen, aber konsequenten Übergänge,
um Krisen und Brüche zu vermeiden.
Doch ohne eine demokratische Debatte
um die Ziele des Wirtschaftens ist keine
Zukunft denkbar.

Fünf Alternativen zu bestehenden
Wirtschaftsregeln

Wolfgang Kessler lädt dazu ein, fünf
Alternativen zu diskutieren: 1. ein gutes
Leben für Alle mit einem Plädoyer für
eine Steuerreform mit Grundeinkom-
men; 2. Befreiung vom Diktat der Ren-
dite, vor allem, wenn es um Gesund-
heit, Pflege, Mobilität, Wasser und
Energie geht; 3. eine Umweltdividende
für alle – eine Klimarevolution für eine
Wirtschaft des Lebens; 4. freier
Welthandel nur für ökofaire Waren als
Alternative zu Freihandel und Protek-
tionismus; und 5. Vertrauen und
Einkommen für die Menschen –
Befreiung von Hunger und Armut. 

Diese Alternativen verbindet Kessler
mit bestehenden Projekten wie z.B.
dem jährlich gezahlten Ökobonus (der
Umweltdividende) der Stadt Basel,
oder der CO2-Steuer in British
Columbia, die zugleich mit einer
Senkung der Einkommenssteuer für
Geringverdiener verbunden wird. Zu
den Alternativen zählt er auch das
Verbot von spekulativem Handel mit
Grund und Boden, die Gewährleistung
des Rechts auf Wohnen, notfalls über
Enteignung (mit Entschädigung), die
Einführung der Finanztransaktions-
steuer, der zollfreie Import von Bio-
baumwolle, die 91% weniger Wasser
verbraucht, neue Versuche eines bedin-
gungslosen Grundeinkommens in den
Ländern Afrikas, um jene unmittelbar
zu unterstützen, die in kriegs- und kri-
sengeschüttelten Regionen den
Wiederaufbau ihres Landes voranbrin-
gen wollen.

Kontakt: Oekumenisches Netz in Bayern, c/o Michael
Kappus, Tölzer Str. 7, 81379 München, www.oekum-
enisches-netz-bayer.de

® Württemberg

Das Beste von Pfingsten

Wie passen akademische Theologie und
pfingstkirchliche Frömmigkeit zusam-
men? Zu dieser Frage hatte das „Forum
Ökumene“ ins Tübinger Schlatterhaus
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eingeladen. Zu Gast waren die
Bochumer Professorin Dr. Claudia
Jahnel und der Basler Professor Dr.
Andreas Heuser. Beide forderten eine
differenzierte Betrachtung. „Die
Pfingstkirchen wachsen vor allem im
globalen Süden. Wir wollen den Dialog,
betrachten sie als Geschwister, aber
Geschwister streiten auch einmal.“

Einige zentrale Fragen, über die
gestritten werden muss, hatte Claudia
Jahnel zusammengetragen: Ist materiel-
ler Besitz eine Art göttliche Belohnung?
Sind Frauen zum verkündigenden Amt
zugelassen? Sollen verschiedene Kirch-
en ökumenisch zusammenarbeiten?
Nicht nur auf solche Fragen sind die
Antworten vielfältig, die Vielfalt gilt
auch historisch.

Menschliche Erfahrungen wurden in
der Geschichte immer wieder anders
bewertet. „Derzeit gibt es einen Trend
zu erfahrungsbezogener, mystischer
Spiritualität“, sagte Claudia Jahnel. Als
letzte Instanz gelte die Erfahrung –
nicht die Autorität der Kirche. Die
‘intellektuelle’ Religion sei ein Kon-
strukt der Neuzeit. Dass der Heilige
Geist nicht unabhängig vom biblischen
Wort wirke, sei auch bei Pfingstkirchen
anerkannt. Dass er nicht in Triumpha-
lismus, sondern in Niedrigkeit und
Schwachheit wirke, bei dieser Frage
müssten sich beide Seiten gleicherma-
ßen – Pfingstkirchen und traditionelle
Kirchen – an die Nase fassen.

Andreas Heuser stellte fest, die politi-
sche Bedeutung der Pfingstkirchen
nehme zu – und ihr Interesse an Politik.
„Das weltweite Christentum verlagert
sich nach Süden, einer der Haupt-
akteure des weltweiten Booms ist die
Pfingstbewegung.“ 

Die patriarchalen Strukturen in man-
chen Pfingstkirchen sieht Andreas Heu-
ser sehr kritisch. Er plädierte dafür, die-
se Kirchen weder als Zukunftsmodell
zu heroisieren, noch sie zu romantisie-
ren. Es gehe darum, „kritisch – auch
selbstkritisch – das Beste herauszuzie-
hen“. 

PETER DIETRICH (redaktionell gekürzt)

Das Forum Oekumene veranstaltet am
24. September im Stuttgarter Hospital-
hof ein Gespräch mit Bischöfin i.R.
Bärbel Wartenberg-Potter zu „Rassis-
mus im Alltag – zum Gedenken an Philip
Potters 100. Geburtstag”. Am 10.10.
folgt in Sindelfingen ein Podiumsge-
spräch zu „Klima-Gerechtigkeit-Frie-
den nach Corona – der Beitrag der welt-
weiten Kirche“ u.a. mit Athena Peralta
vom OeRK und OKR Ulrich Heckel .

Kontakt: Pro Oekumene Initiative in Württemberg,
hier auch über DiMOE, Heike Bosien, Büchsenstr. 33,
70174 Stuttgart, Tel: 0711/ 229363-270, E-Mail:
dimoe.stuttgart@elk-wue

in die Gesellschaft, Politik und
Wirtschaft hineinwirken mit dem Ziel
einer möglichst nachhaltigen und sozial
gerechten Lebensweise bei uns und auf
der gesamten Erde.“

Lebendige „Kirche von unten“

Dieses Netzwerk will ein Beispiel für
eine lebendige „Kirche von unten“
sein! Um daran teilzunehmen, bedarf es
keiner Zustimmung eines Ortspfarrers
oder einer Gemeindepastorin. Darum
hat es in diesem Fall auch keinen Sinn,
auf „die Kirche“ zu warten oder zu
schimpfen, sondern zu verstehen: „Wir
selbst sind Kirche!“ So werden zur
Mitarbeit eingeladen zum Einen die
Aktiven aus den Gemeinden, zum
Anderen aber auch diejenigen, die sich
ihren Glauben bewahrt, jedoch keinen
wirklichen Anschluss an die Kirche
gefunden oder diesen verloren haben.
Gemeinsam soll neu herausgefunden
werden, was der Glaube im Leben und
Alltag bedeuten kann.

Am Nachmittag hat sich der Rat-
schlag anhand der Broschüre „Das Erbe
Philip Potters“ in Erinnerung gerufen,
was der OeRK den Gemeinden konkret
zu tun empfohlen hat, vor allem zu der
Zeit, als Philip Potter Generalsekretär
war (1972-84). Die Teilnehmenden
haben sich vor allem mit kurz zusam-
mengefassten Themen befasst, die von
Erlebnissen und Erfahrungen von
Bärbel Wartenberg-Potter eingeleitet
wurden.

Es gab anschließend Berichte über
Veranstaltungen zum Oekumenischen
Kirchentag mit Ratschlagsbeteiligung,
über die Bitte des Ratschlags an den
OeRK, den Konziliaren Prozess inten-
siv zu fördern, etwa über eine neue
Dekade zu Gerechtigkeit, Frieden und
Schöpfungsbewahrung, zu dem Vorha-
ben „Casa Comun“ bei der Vollver-
sammlung des OeRK in Karlsruhe, zur
Zachäus-Kampagne und zu einem
neuen „Blauen Heft“ mit Selbstvor-
stellungen der OeNiD-Mitglieder.  

WERNER GEBERT
Kontakt: Oekumenisches Netz in  Deutschland, c/o
Kommunale Oekumene, Berlin-Treptow-Köpenick,
Rudower Str, 23, 12557 Berlin, E-Mail infor@kom-
munale-oekumene.de

® Freundeskreis des Plädoyer
für eine ökumenische
Zukunft

Klare Stellungnahmen des früheren
Generalsekretärs des Weltkirchenrates

Der 100. Geburtstag des ehemaligen
Generalsekretärs des OeRK, Philip
Potter, liegt am 19. August 2021. Ver-
mutlich werden die offiziellen Kirchen

® Oekumenisches Netz in
Deutschland

Oekumenischer Ratschlag am 05.
Juni 2021 

Es war der 11. Ratschlag nach der gro-
ßen Oekumenischen Versammlung, die
im Jahr 2014 in Mainz stattgefunden
hat. Auf allen Ratschlägen war das
Thema die Demaskierung der herr-
schende Ökonomie, also des kapitalisti-
schen Systems und die Suche nach
Alternativen. Die zehn Ratschläge in
der Vergangenheit haben verschiedene
Stichwörter verwendet, z.B. Schulden-
krise, Spiritualität, neue Reformation,
Sustainable Development Goals (die
UNO Nachhaltigkeitsziele SDGs), 35
Jahre Konziliarer Prozess usw., doch
handelte es sich jedes Mal um einen
Angriff auf das kapitalistische System,
gespeist aus den biblischen Traditionen,
wie sie im Konziliaren Prozess unter
den Begriffen Gerechtigkeit, Frieden
und Schöpfungsbewahrung konzen-
triert sind. 

Gemeindeorientierung

Im 11. Ratschlag – umständehalber
digital - wurde das Bisherige fortge-
führt, allerdings mit einer neuen
Stoßrichtung, nämlich der Gemeinde-
orientierung. Es verändert die Welt
nicht wesentlich, wenn wir nicht in der
Lage sind, unsere Erkenntnisse weiter-
zugeben, vor allem an die Kirchen-
gemeinden, aber auch an Kommunen . 

Man sollte nicht übersehen, wie viele
Gemeinde sich engagieren im Fairen
Handel, im Beschaffen fairer Produkte,
im Einsparen von Ressourcen, in
Partnerschaftsbeziehungen, im Produ-
zieren von nachhaltiger Energie und
anderes mehr. In nicht wenigen
Gemeinden sind die theologischen
Grundlagen des Konziliaren Prozesses
gut akzeptiert. Was in den Ratschlägen
erarbeitet wurde, könnte ihnen weiter
von Nutzen sein. 

Ausführlich hat sich der Ratschlag
mit einem Vorschlag befasst, ein
„Kirchliches Netzwerk für nachhaltiges
Leben auf der einen Erde“ ins Leben zu
rufen unter der Überschrift „Christen
für den Wandel“. So heißt es: „Wir
wollen – mit anderen zusammen –
unsere persönliche Lebensweise grund-
legend überdenken und möglichst an
entscheidenden Punkten verändern.
Wir wollen – mit anderen zusammen –
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diesen Geburtstag nicht feiern wollen,
weil Potters Ökumeneverständnis vieles
von dem in Frage stellt, was das „nor-
male“ Kirchenverständnis ausmacht. 

Potter fordert klare Stellungnahmen
zu menschenunwürdigen Verhaltens-
weisen wie Rassismus und Sexismus.
Nach Potter muss die Kirche laufend
Unrechtsstrukturen prophetisch analy-
sieren. Der Pazifismus gehört zu den
Wesensmerkmalen vom Kirche. Die
Machtstrukturen der herrschenden
Ökonomie müssen aus der Sicht des
Reiches Gottes demaskiert und ange-
griffen werden. Die Kirchen müssen aus
theologischer Überzeugung die
Herstellung, Stationierung und den
Einsatz von Atomwaffen verurteilen
und für die allseitige Verminderung der
Rüstungen eintreten. Für Philip Potter
gibt es theologisch keine Kompromisse
zwischen dem Reich, das auf Profit für
das Kapital setzt, und dem Reich
Gottes, wo Gerechtigkeit, Frieden,
Mitleidenschaft und Barmherzigkeit das
Zusammenleben bestimmen.

Falls die Kirchenoberen Philips Ge-
burtstag nicht feiern wollen, heißt das
nicht, dass gar nicht gefeiert wird.
Verschiedene ökumenische Basisgrup-
pen haben ein 46-Seiten Heft mit dem
Titel „Das Erbe Philip Potters“ heraus-
gebracht. Im Zentrum stehen Beiträge
zu den diversen Stationen im Leben
Philip Potters und zu seiner Einschät-
zung der Themen Sexismus, Rassismus,
Bibelarbeit und politische Theologie,
Oekumene und Entwicklung, Einheit,
Krieg, Gewalt und die prophetische
Grundstruktur der Kirche und Pazifis-
mus. Dies ist eine Auswahl aus den vie-
len Themen, die Potter mit Kolleg-
Innen und ausgewiesenen Befreiungs-
theologen bearbeitet hat. Das Heft ent-
hält Beiträge von Werner Gebert, Gert
Rüppell, vom ehemaligen württember-
gischen Landesbischof Eberhardt Renz,
von Konrad Raiser, Rudolf Hinz und
Rev. Mickie Roberts. Es kann zum
Preis vom € 2.- pro Ex. plus Porto
bezogen beim Freundeskreis werden.  

Kontakt: Freundeskreis des Plädoyer für eine ökumeni-
sche Zukunft, Werner Gebert, Banweg 14, 72131

Ofterdingen, Tel.: 07473-959898

® Oekumenischer Pilgerweg
für Klimagerechtigkeit 

Von Polen nach Schottland 

Der 5. Pilgerweg wird 2021 am 14.
August im polnischen Zielona Góra mit
einem ökumenischen Gottesdienst
beginnen. Ziel ist die Welt-Klimakon-
ferenz COP 26 im schottischen
Glasgow, das am 29. Oktober erreicht
werden soll. Der 1.450 km lange
Fußweg wird durch Forst (Lausitz),
Leipzig, Halle, Göttingen, Bielefeld,
Münster, Enschede, Apeldoorn, Amer-
sfoort, Ijmuiden, Newcastle-upon-
Tyne und Edinburgh zum Glasgow
Green führen, wo sich mehrere interna-
tionale Pilgerzüge treffen werden.

Zu den Anliegen, die der Pilgerweg
transportieren möchte, zählen:
• Die „Option für die Armen“ ist Kern
des biblischen Gerechtigkeitsverständ-
nisses. 
• Der Pilgerweg schließt sich dem
Aufruf der 10. Vollversammlung des
Oekumenischen Rates an mit der Ein-
ladung zu fortgesetzten „Pilgerwegen
der Gerechtigkeit und des Friedens“ ,
die die Klimagerechtigkeit ins Zentrum
stellen. Mit Pilgerwegen zu Weltklima-
konferenzen soll auf die globalen
Dimensionen des Klimawandels auf-
merksam gemacht und der Diskurs um
Gerechtigkeitsfragen(Verteilungsgerech-
tigkeit, Lastenausgleich) weiter vorange-
trieben werden v.a. mit Stimmen aus
dem Süden.

Möglichst viele UnterstützerInnen
sollen zudem für einen Forderungs-
katalog gewonnen werden, der den Er-
wartungshorizont der ökumenischen
Bewegung und der Weltkirche an die
Weltklimakonferenzen und darüber hi-
naus deutlich macht. Dieser For-
derungskatalog soll an zentraler Stelle
überreicht werden.

Optionen zum Handeln

Die planetaren Grenzen sind über-
schritten und die im Pariser Abkommen
festgesetzten Klimaziele sind kaum
noch einhaltbar. Neben Kohleverstro-
mung sind auf dem diesjährigen Klima-
pilgerweg die Themen Mobilität und
Landwirtschaft besonders wichtig. Die
regionalen und weltweiten engen
Verflechtungen machen es notwendig,
die Landwirtschaft im Ganzen in den
Blick zu nehmen. Dabei zeigt sich: das
1,5°-Ziel ist nur zu erreichen durch kli-
magerechtes Umsteuern mit einer lokal
und global nachhaltigen Landwirt-
schafts- und Ernährungswende.

• Konkrete Handlungsvorschläge lauten
beispielsweise auf der individuellen

Ebene: weniger Fleisch, max. 40-85 g/
Person/ Tag gemäß Empfehlung der
Deutschen Gesellschaft für Ernährung
e.V, mehr biologische, regionale und
fair gehandelte Lebensmittel kaufen. 
Kirche kann 
• als Verpächterin Pachtverträge nach
ökologischen und sozialen Kriterien ver-
geben. Ca. 2 % der landwirtschaftlich
genutzten Flächen sind in kirchlichem
Besitz; (Erwachsenen-) Bildung zu den
globalen Auswirkungen des Ernährungs-
verhaltens und der Lebensmittelpro-
duktion vor Ort anbieten, Strukturen
nachhaltiger Versorgung in der Region
aufbauen und Vorzeigebetriebe als
Lernorte für eine soziale und ökologi-
sche Landwirtschaft einrichten.

Politik und Gesellschaft können 
• in der Agrarpolitik umsteuern hin zu
einer nachhaltigen bäuerlichen Land-
wirtschaft
• darauf hinwirken, dass Kleinbäuer-
Innen verbesserten Zugang zu Bildung
und zu Land, Wasser, standortangepass-
tem samenfestem Saatgut und Krediten
haben, denn weltweit erzeugen 525
Millionen kleinbäuerliche Familienbe-
triebe rund 65% der Nahrungsmittel. 
• Schließlich können sie regionale und
nationale Kreislaufwirtschaft fördern.

Kontakt: Projektbüro – 5. Oekumenischer Pilgerweg
für Klimagerechtigkeit c/o Chris Böer, Institut für
Kirche und Gesellschaft der Evangelischen Kirche von
Westfalen, Auf dem Tummelplatz 8, 58239 Schwerte,
Tel: 02304 755 312, E-Mail: chris.boeer@kircheund-
gesellschaft.de, www.klimapilgern.de 

® Kreuzweg für die Schöpfung 

Bis zur Tagebaukante - Von Gorleben
nach Garzweiler 

Im Frühjahr 1988 machten sich
AtomkraftgegnerInnen in Wackersdorf,
dem geplanten Standort einer atomaren
Wiederaufbereitungsanlage, mit einem
Kreuz auf den Weg nach Gorleben –
dem geplanten Standort eines soge-
nannten Endlagers. Sie gingen zu Fuß,
in 33 Etappen, über 1200 km. Mehr als
6000 Menschen beteiligten sich an die-
sem Kreuzweg für die Schöpfung.

Auf einem „Kreuzweg für die
Schöpfung“ soll vom 4. Juli bis 1.
August 2021 ein Kreuz von Gorleben
nach Garzweiler ins Rheinische Braun-
kohlerevier getragen werden. Unter-
wegs werden markante Orte besucht:
das AKW Grohnde, das Kohlekraftwerk
Datteln IV, die RWE-Zentrale in Essen
und schließlich Lützerath, das Dorf an
der Tagebaukante, das akut von
Zerstörung bedroht ist.

Im Aufruf zum Kreuzweg heißt es:
„Wir wollen damit den Skandal der
schmutzigen Energiegewinnung aus
Braunkohle in die Fläche tragen: Im
Rheinischen Revier verlieren noch

NETZ E

Philip Potter mit seiner Frau Bärbel
Wartenberg-Potter in Porto Alegre 2006
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und nachhaltigen Wegen aus Konflik-
ten beitragen.

In ihren friedenspolitischen Ent-
scheidungen müssen die Mitglieder des
Deutschen Bundestages immer zu-
gleich auch die Europäische Union in
den Blick nehmen und darauf hinwir-
ken, dass deren Potenziale für die
Förderung von nachhaltigem Frieden
weltweit gestärkt werden.

So geht es in den Wahlprüfsteinen
auch um Fragen der europäischen und
globalen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik: von Rüstungsexportkon-
trolle bis zu Ziviler Konfliktbearbei-
tung, von nachhaltiger Entwicklung
und Menschenrechten bis zu den
Ursachen von Flucht, um Asyl und den
menschenwürdigen Umgang mit
Geflüchteten.

Kontakt: pax christi – Deutsche Sektion e.V.,pax chri-
sti, Feldstraße 4, 13355 Berlin, Tel +49 30 2007678-
0, E-Mail sekretariat@paxchristi.de

® Church and Peace

Gottesbilder und Gewaltfreiheit

Mit Gottesbildern und Gewaltfreiheit
befasst sich die Mitgliederversammlung
von Church and Peace am 2.-5. Sep-
tember 2021 in Straßburg, Frankreich.
Aufgeworfen werden sollen Fragen
zum (weit verbreiteten patriarchali-
schen) Gottesbild, etwa „Gibt es einen
unmittelbaren Bezug zwischen Gottes-
bild und der Befürwortung von Gewalt
bzw. Gewaltfreiheit?“, „Welche Gottes-
bilder befördern Gewaltfreiheit?“ und
„Hat die Friedenstheologie das patriar-
chalische Gottesbild überwunden?“

Aufgeworfen werden sollen auch
Fragen an die eigene Person, etwa
„Welches Gottesbild habe ich? Wie
rede ich von und mit Gott?“, „Wie
prägt das mein Engagement für den
Frieden?“ „Welches Gottesverständnis
drückt sich in der liturgischen Sprache
und Tradition meiner Gemeinschaft
aus?“  „Wie wirkt es sich in den Struk-
turen unserer Gemeinschaften aus?“. 

Das Tagungsthema versteht die frie-
denskirchliche Gruppierung auch als
einen Beitrag zur UNO- Agenda zu
Frauen, Frieden und Sicherheit. Diese
fordern mehr Schutz für Frauen u.a.
vor sexueller und geschlechtsspezifi-
scher Gewalt in Konfliktsituationen.

Kontakt:  Church and Peace e.V., OKRin. i.R. Antje
Heider-Rottwillm, Vorsitzende, Mittelstraße 4, 34474
Diemelstadt-Wethen, 0 5694 – 990 5506, 
E-Mail: intloffice@church-and-peace.org

heute Menschen ihre Heimat, werden
enteignet. Häuser und Kirchen werden
abgerissen, Bäume gefällt, fruchtbarstes
Ackerland kommt „unter den Bagger“
– dies für eine Energie, die die
Erderwärmung immer weiter anheizt
und unter der heute bereits die
Menschen vor allem im globalen Süden
leiden. Das Rheinische Braunkohle-
revier ist der größte CO2-Emmitent in
Europa.“

Kontakt: Kreuzweg-Gorleben-Garzweiler . info-kreuz-
weg@protonmail.com, www.kreuzweg-gorleben-garz-
weiler.de

® Christlich-Muslimische
Friedensinitiative
Deutschland 

BotInnen des Friedens

Die Vielfalt als eine Ressource ist ein
Segen für unsere Gesellschaft. Das
Zusammenleben in einer multikulturel-
len und multireligiösen Gesellschaft ist
aber auch mit vielen Herausforderun-
gen verbunden. Vor dem Gesetz sind
alle gleich. Aber in den Köpfen herr-
schen vornehmlich von der eigenen
Herkunft und häufig auch durch die
mediale Präsenz geprägte Vorstellun-
gen des Zusammenlebens. Dazu gibt es
unterschiedliche Interessen und
Ansprüche von Menschen, Religionsge-
meinschaften, ethnischen und kulturel-
len Gruppierungen, die ausgeglichen
werden müssen. Dies führt zu
Konflikten, die oft unversöhnlich und
manchmal auch gewaltsam ausgetragen
werden. 

Im Konfliktfall werden Menschen
gebraucht, die es sich zutrauen, zur
Schlichtung beizutragen. Eine
Fähigkeit, die gelernt werden kann. Es
braucht BotInnen des Friedens, um das
Gespräch wieder in Gang zu setzen,
neue Sichtweisen zu eröffnen, Aktionen
zu organisieren und dazu beizutragen,
sich das Fremde vertraut zu machen
und nicht zuletzt, um Rassismus und
Antisemitismus zu entlarven.

Die Christlich-Muslimische Friedens-
initiative Deutschland (CMFD) bietet
allen Interessierten eine Fortbildung
zur FriedensbotIn an. In sechs eintägi-
gen Modulen mit qualifiziertem Fach-
personal werden an Samstagen von
August 2021 bis März 2022 zum
Beispiel dialogische Friedenswege auf-
gezeigt, Handlungs- und Argumen-
tationstrainings durchgeführt und
Gotteshäuser als Friedensorte besucht.
Ziel der Fortbildung zu Friedens-
botInnen ist es, zwischen den Men-
schen unterschiedlicher Religionen,
Kulturen und Ethnien die Fremdheit
abzubauen und in Konfliktfällen zu ver-
mittelten. 

In der CMFD arbeiten christliche und
muslimische Organisationen zu-sam-
men: AGDF (Aktionsgemeinschaft
Dienst für den Frieden), IGMG (Isla-
mische Gemeinschaft Millî Görüs),
DITIB (Türkisch-Islamische Union),
pax christi - Deutsche Sektion, Versöh-
nungsbund, VIKZ (Verband der Isla-
mischen Kulturzentren), ZMD (Zen-
tralrat der Muslime in Deutschland).

Solidarisch mit Jüdinnen und Juden  

Zu den antijüdischen Übergiffen auf
jüdische Einrichtungen erklärt die
Christlich-Muslimische Friedensinitia-
tive ihre “Solidarität mit den Menschen
jüdischer Herkunft in unserem Land.
Es ist völlig inakzeptabel und beschä-
mend, dass in Deutschland als Antwort
auf die Gewalt im Heiligen Land jüdi-
sche Einrichtungen angegriffen und
Jüdinnen und Juden bedroht werden.
Wir trauern um die Opfer der Gewalt in
Nahost und schließen uns den von vie-
len Seiten geäußerten Forderungen an
alle Seiten an, den Weg des Hasses und
der Gewalt sofort zu beenden und den
Weg eines gerechten Friedens zu
suchen.“

Kontakt: Christlich-Islamische Gesellschaft e.V.,
Hacketäuerstr. 42-50, 51063 Köln, Tel. 0221 1683
4624, Eva-Maria Willkomm, Tel. 07721-9959860,
Rafet Öztürk, Tel. 0171-2024494

® Pax Christi

Frieden braucht Ihr Engagement – was
werden Sie dafür tun? 

„Frieden braucht Ihr Engagement –
was werden Sie dafür tun?“ Diese Frage
den Kandidaten und Kandidatinnen für
die Bundestagswahl im September zu
stellen und damit zu fundierten
Wahlentscheidungen beizutragen, dazu
sollen die Wahlprüfsteine 2021 anre-
gen. 

Pax Christi hat gemeinsam mit frie-
dens- und entwicklungspolitischen
Organisationen friedenspolitische
„Wahlprüfsteine“ erarbeitet. Diese
umfassen einen Katalog mit konkreten
Fragen, die Menschen gestellt werden
können, die sich um ein Bundestags-
mandat bewerben.

Es geht in der nächsten Legislaturpe-
riode darum, ob Deutschland immer
mehr Mittel in militärische Optionen
investiert oder stattdessen Instrumente
stärkt, die zur Prävention von Gewalt
und zu nicht-militärischen, gewaltfreien
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Gegen das Urteil will die Ordensfrau
Rechtsmittel einlegen. Offen ist, ob
auch die Staatsanwaltschaft Rechtsmit-
tel einlegen wird.

Schuldspruch sorgt für Kritik

Schwester Juliana hatte in dem Prozess
betont, aufgrund ihres Glaubens und
Gewissens gehandelt zu haben. Mit
Verweis auf das Grundrecht auf
Glaubens- und Gewissensfreiheit in
Artikel 4 Grundgesetz hatte ihr Anwalt
einen Freispruch gefordert. 

Die „Oekumenische Bundesarbeits-
gemeinschaft (BAG) Asyl in der
Kirche“ bedauert den Ausgang der
Gerichtsverhandlung gegen Schwester
Juliana Seelmann aus Würzburg. BAG-
Vorsitzende Dietlind Jochims: „Die
Verurteilung ist ein fatales Signal für
alle, die sich für die Würde von
Flüchtlingen einsetzen. Menschen in
ausweglosen Situationen zu helfen,
kann kein Verbrechen sein.“ 

508 Geflüchtete, davon 103 Kinder,
befanden sich Ende Januar 2021 im
Kirchenasyl.

Kontakt: Oekumenische Bundesarbeitsgemeinschaft
Asyl in der Kirche e.V. c/o Kirche Zum Heiligen
Kreuz, Zossener Str. 65, 10961 Berlin, Tel.:030/25
89 88 91,E-Mail: info@kirchenasyl.de

® Erlassjahr

Kampagne zur Bundestagswahl 2021

Seit der Corona-Pandemie hat die
Debatte um den Umgang mit der
Schuldenkrise Hochkonjunktur: Vom
Weltbankchef und der UNESCO über
die afrikanischen Finanzminister und
die Allianz der Kleinen Inselstaaten bis
hin zur globalen Entschuldungsbewe-
gung und dem Papst – die ganze Welt
fordert weitergehende Schuldener-
leichterungen für die Länder im
Globalen Süden.

Schon vor Jahren forderten Entwick-
lungsländer in den Vereinten Nationen
die Wiederaufnahme von Verhandlun-
gen zu einem Staateninsolvenzverfah-
hren. Jetzt werden diese Rufe wieder
lauter! Denn die Folgen der Pandemie
haben die Dringlichkeit dieser For-
derung noch einmal unterstrichen.

Mit der Kampagne „Entwicklung
braucht Entschuldung: Staateninsol-
venzverfahren in den Koalitionsver-
trag!“ zur Bundestagswahl 2021 will
Erlassjahr.de dazu beitragen, dass die
nächste Bundesregierung die Forde-
rungen aus dem Globalen Süden ernst
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® Oekumenischer Kirchentag

Christen verschiedener Konfessionen
feierten zusammen digital

Es war heuer nach 2003 und 2010 das
dritte Mal, dass der Deutsche Evange-
lische Kirchentag und das Zentral-
komitee der Deutschen Katholiken ein
gemeinsames Christentreffen organi-
siert hatten. Wegen der Corona-
Pandemie musste es weitgehend digital
stattfinden. Nur bei wenigen der rund
100 Veranstaltungen binnen vier Tagen
waren Besucher vor Ort in Frankfurt
zugelassen, digital nahmen über
160.000 teil. An den teils vorab aufge-
zeichneten Gesprächen und Podien
beteiligten sich zahlreiche Spitzenpo-
litiker, unter ihnen Bundeskanzlerin
Angela Merkel oder der Nato-
Generalsekretär Jens Stoltenberg. Hier
entzündeten sich deutliche Proteste.
Unter dem Thema „Wie gelingt
Friedenssicherung in einer unsicheren
Welt?“ diskutierte der gegenwärtige
Nato – Generalsekretär Stoltenberg
unter der Moderation des früheren
Verteidigungsministers de Maiziere mit
Vertreterinnen der jungen Generation.
Stoltenberg vertrat die Position „Willst
du Frieden, bereite dich auf den Krieg
vor“. Die kirchengestützte Initiative
„Sicherheit neu denken“ kam nicht
zum Zug.

Für das nächste Jahr ist ein Katholi-
kentag in Stuttgart geplant, für 2023
ein evangelischer Kirchentag in Nürn-
berg. Konkrete Pläne für einen weiteren
Oekumenischen Kirchentag gibt es bis-
lang nicht.

Kontakt: 3. Oekumenischer Kirchentag Frankfurt
2021 e. V., Danziger Platz 12, 60314 Frankfurt am
Main, E-Mail: info@oekt.de

® Kirchenasyl

Würzburger Ordensfrau zu Geldstrafe
verurteilt

Weil sie einer Nigerianerin Kirchenasyl
gewährt hatte, ist eine Schwester der
Oberzeller Franziskanerinnen vom
Amtsgericht Würzburg zu einer Geld-
strafe verurteilt worden. Das Amtsge-
richt Würzburg hatte Schwester Juliana
Seelmann schuldig gesprochen. Der
Richter verhängte eine Verwarnung mit
Strafvorbehalt aus, mit einer Bewäh-
rungszeit von zwei Jahren. Diese gilt
für die Geldstrafe von 30 Tagessät-zen
zu je 20 Euro. Außerdem soll die
Ordensfrau 500 Euro an eine soziale
Einrichtung zahlen. 

nimmt und die Schaffung fairer Ent-
schuldungsverfahren in ihrer Politik
festschreibt. Mehrere Regierungen ha-
ben dies in der Vergangenheit schon
einmal getan – 2002 und zuletzt 2009
sogar in den jeweiligen Koalitionsver-
trägen. Doch umgesetzt wurden sie
nicht.

Das Wahljahr 2021 ist die Chance,
das Vorhaben erneut anzugehen!
Mehrere der großen Parteien haben die
Lösung der globalen Schuldenkrise
heute bereits wieder zu ihrem Pro-
gramm erklärt. Jetzt gilt es sicherzustel-
len, dass sich die nächste Bundesregie-
rung mit dem Thema auch wirklich
befasst.

Erlassjahr.de bittet darum, Briefe an
die eigenen WahlkreiskandidatInnen zu
verfassen. Hauptforderung: Das Be-
kenntnis zur aktiven Unterstützung
eines Staateninsolvenzverfahrens muss
in den Koalitionsvertrag.

Kontakt: Erlassjahr.de – Entwicklung braucht
Entschuldung e. V., Carl-Mosterts-Platz 1, 40477
Düsseldorf, Tel.: 0211 / 4693-196, E-Mail:
buero@erlassjahr.de, www. Erlassejahr.de

® Versöhnungsbund

Klimagerechtigkeit jetzt: 
aktiv - gewaltfrei - revolutionär 

Nachdem für die Jahrestagung 2020
des Versöhnungsbundes bereits das
Thema Klimagerechtigkeit geplant war
und diese wegen der Corona-Pandemie
kurzfristig ausfallen musste, fand sie
dieses Jahr pandemiebedingt dann als
reine Online-Tagung statt. Das ermög-
lichte mehr als 200 Menschen die
Teilnahme.

Den inhaltlichen Schwerpunkt bilde-
ten die Klimakrise mit den Fragestel-
lungen nach ihren Ursachen, ihren
Auswirkungen und was dagegen zu tun
sei. Sehr klar zeigte dabei Christiane
Lohse in ihrem einführenden Vortrag
auf, dass alle jetzt geplanten Anstren-
gungen zur Reduktion von Klimagasen
weit davon entfernt sind, die von
Deutschland im Pariser Klimaabkom-
men übernommenen Verpflichtungen
zu erfüllen, während Imeh Ituen in
ihrem Vortrag die gemeinsamen
Wurzeln von Kolonialismus, Rassismus
und Umweltzerstörung erörterte und
Gerechtigkeit für alle Menschen und
alle Wesen dieser Erde einforderte.

Kontakt: Versöhnungsbund, Schwarzer Weg 8, 32423
Minden, Tel.: 0571-850875, vb@versoehnungs-
bund.de

OID 2 2021 20210627_125  27.06.2021  16:35  Seite 11



 

12 OEKUMENISCHER INFORMATIONSDIENST 2/2021

 

12

Oekumenische Netze im Konziliaren Prozess
Der OEKUMENISCHE INFORMATIONSDIENST bietet unter anderem den hier aufgeführten oekume -
nischen Netzen eine Austauschplattform.

Bayern
Oekumenisches Netz in Bayern
c/o Michael Kappus
Tölzer Str. 7, D-81379 München
www.oekumenisches-netz-bayern.de

Berlin
Oekumenisches Büro Treptow-Köpenick
Dr. Klaus Wazlawik
Rudower Straße 23, D-12557 Berlin
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
klaus.wazlawik@gmx.de

INKOTA
Chrysanthemenstr. 1–3, D-10407 Berlin
Tel.: 0 30 / 4 20 82 02-0
Fax: 0 30 / 4 20 82 02-10

Bremen
forum Kirche
Holler Allee 75, D-28209 Bremen
Tel.: 04 21 / 3 46 15-36
Fax: 04 21 / 3 46 15-38

Hamburg
Solidarische Kirche in Nordelbien
Heike Schoon c/o Pauluskirche Altona
Bei der Pauluskirche 1, D-22769 Hamburg
Heike-Schoon@web.de

Hessen
Oekumenisches Netz Nord- und
Osthessen
Dieter Lomb, Baunsbergstr. 7
D-34131 Kassel
dieter.lomb@ekkw.de

Niedersachsen
Arbeitskreis Konziliarer Prozeß
Masurenstr. 9b
D-31832 Springe

Oldenburg
Oekumenisches Zentrum Oldenburg e.V.
Kleine Kirchstr. 12, D-26122 Oldenburg
Tel./Fax: 04 41 / 2 48 95 24

Pfalz
Arbeitsstelle Frieden und Umwelt der
Evangelischen Kirche in der Pfalz
(Protestantische Landeskirche)
Referat Konziliarer Prozess
Große Himmelsgasse 3, D-67346 Speyer
Tel.: 0 62 32/6715-0
Fax: 0 62 32/6715-67
info@frieden-umwelt-pfalz.de

Nördliches Rheinland-Pfalz und Saarland 
Oekumenisches Netz Rhein-Mosel-Saar 
Dominic Kloos 
c/o Pfarrgemeinde St. Franziskus
Fröbelstr. 9, D-56073 Koblenz
www.oekumenisches-netz.de

Rheinland

Solidarische Kirche im Rheinland
c/o Rita Horstmann, Deutz-Mülheimer-
Str. 199,  51063 Köln,
soki.rheinland@arcor.de, www.solidarische-
kirche.de

Sachsen-Anhalt
Lothar-Kreyssig Oekumene-Zentrum
Am Dom 2
D-39104 Magdeburg
Tel.: 03 91 / 53 46-4 93
Fax: 03 91 / 53 46-4 90

Sachsen
Oekumenisches Informationszentrum
Dresden
Elisabeth Naendorf, Kreuzstr. 7
D-01067 Dresden
Tel.: 03 51/4 92 33 68
oekumene@infozentrum-dresden.de

Westfalen
Oekumenisches Netz in Westfalen
MÖWe, Annette Muhr-Nelson, Olpe 35 
D-44135 Dortmund
Tel.: 02 31 / 54 09-72
Fax: 02 31 / 54 09-21

Solidarische Kirche Westfalen-Lippe
Michael Nelson, Geschäftsführer
Graf-Adolf-Str. 61, D-58730 Fröndenberg
Tel.: 0 23 73 /176 88 35
muhr-nelson@freenet.de

Württemberg
Oekumenisches Netz Württemberg
Sylvia Dieter, Nahe Weinbergstr. 12
D-74348 Lauffen am Neckar
Tel.: 0 7133/210 68

Oekumenisches Netz in Deutschland
Geschäftsstelle der kommunalen Oekumene
Treptow-Köpenick 
Dr. Klaus Wazlawik,
Rudower Str. 23, D-12557 Berlin,
Tel.: 0 30 / 46 73 45 94
info@kommunale-oekumene.de
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Unterstützen Sie die Initiativen für
Gerechtigkeit, Frieden und
Bewahrung der Schöpfung über die
gemeinnützige Stiftung Oekumene
als Plattform für vielfältige Projekte

Stiftung Oekumene

Konto bei der Evangelischen Bank
IBAN DE38 5206 0410 0000 4141 90

Spendenbescheinigungen versenden wir ab 
50,– Euro pro Jahr. Dafür wird die Adresse
benötigt.

Möchten Sie die Zeitschrift

regelmäßig erhalten? 
Nur 10,– Euro im Jahr! 
Eine kurze Mitteilung per E-Mail
oder Post genügt.

Stiftung Oekumene, 
Lindenspürstr. 30, 70176 Stuttgart,
ecunet@t-online.de
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